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B R E M I S C H E  B Ü R G E R S C H A F T
Landtag
19. Wahlperiode

Drucksache 19 / 799
25. 10. 16

Mitteilung des Senats vom 25. Oktober 2016

Verwaltungsvereinbarungen  zwischen  Bund  und  Ländern  gemäß  Artikel  91b
Abs. 1 Grundgesetz zur Förderung von Spitzenforschung an Universitäten – Ver-
einbarung  „Exzellenzstrategie“,  zur  Förderung  des  forschungsbasierten  Ideen-,
Wissens-  und  Technologietransfers  an  deutschen  Hochschulen  –  Vereinbarung
„Innovative Hochschule“ und über ein Programm zur Förderung des wissenschaft-
lichen Nachwuchses

Die Bundeskanzlerin und die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder
haben die drei oben genannten Verwaltungsvereinbarungen am 16. Juni 2016 be-
schlossen und in einem Umlaufverfahren unterzeichnet.

Der Senat überreicht der Bürgerschaft (Landtag) gemäß Artikel 79 Abs. 2 der Lan-
desverfassung der Freien Hansestadt Bremen die beigefügten Verwaltungsverein-
barungen mit der Bitte um Kenntnisnahme.

Anlagen
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Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern gemäß Artikel 91b
Absatz 1 des Grundgesetzes zur Förderung des forschungsbasierten Ideen-,

Wissens- und Technologietransfers an deutschen Hochschulen
vom 16. Juni 2016

– „Innovative Hochschule“ –

Präambel

Die Bundesregierung und die Regierungen der Länder der Bundesrepublik Deutsch-
land beschließen, vorbehaltlich der Mittelbereitstellung durch ihre gesetzgebenden
Körperschaften, eine Förderinitiative „Innovative Hochschule“ zur Förderung des
forschungsbasierten Ideen-, Wissens-und Technologietransfers an deutschen Hoch-
schulen auf der Grundlage von Artikel 91b Absatz 1 des Grundgesetzes.

Die Förderinitiative soll insbesondere Fachhochschulen sowie kleine und mittlere
Universitäten  in  Fällen  überregionaler  Bedeutung  im  Leistungsbereich  des  for-
schungsbasierten Ideen-, Wissens- und Technologietransfers stärken, die regionale
Verankerung von Hochschulen unterstützen und einen Beitrag zu Innovation in Wirt-
schaft und Gesellschaft leisten. Sie nimmt damit die „dritte Mission“ der Hochschu-
len im Wissensdreieck – Bildung, Forschung und Innovation – in den Blick. Hoch-
schulen soll ermöglicht werden, ihre Rolle als Innovationspole mit regionaler und
überregionaler Ausstrahlung weiter auszubauen. Dabei soll der Transfer von For-
schungsergebnissen aus allen Wissenschaftsdisziplinen zum Nutzen von Wirtschaft
und Gesellschaft gestärkt werden.

Die „Innovative Hochschule“ soll für Hochschulen die Möglichkeit schaffen, ihr Pro-
fil im Ideen-, Wissens- und Technologietransfer strategisch weiterzuentwickeln und
umzusetzen. Die Initiative soll die Hochschulen darin unterstützen, ihre Transfer-
strukturen zu optimieren, deren Vernetzung mit dem regionalen Umfeld zu stärken,
bereits etablierte Instrumente für den Ideen-, Wissens- und Technologietransfer stra-
tegisch auszurichten sowie insbesondere innovative und sichtbare Aktivitäten der
Zusammenarbeit mit Wirtschaft und Gesellschaft auf- bzw. auszubauen.

§ 1

Programmziele

(1) Ziele der Förderinitiative sind:

a) Stärkung der strategischen Rolle der Hochschulen im regionalen Innovations-
system,

b) Unterstützung von Hochschulen, die bereits über eine kohärente Strategie für
ihre Interaktion mit Wirtschaft und Gesellschaft sowie Strukturen und Erfahrun-
gen im Ideen-, Wissens- und Technologietransfer verfügen, in der Profilierung
im Ideen-, Wissens- und Technologietransfer der gesamten Hochschule oder in
ausgewählten thematischen Bereichen der Hochschule.

(2) Bund und Länder streben mit der Förderinitiative zur Umsetzung dieser Ziele
den strategischen Auf- und Ausbau der Kooperation von Hochschulen mit der Wirt-
schaft und anderen gesellschaftlichen Akteuren in Verbünden, Netzwerken und in
innovativen Formen an.

(3) Die zu fördernden Vorhaben müssen in eine kohärente Transferstrategie der Hoch-
schulen eingebunden sein, gemeinsame fachliche Schwerpunkte der Hochschule und
ihrer Partner, Stärken und Schwächen vorhandener Transferstrukturen und -aktivi-
täten sowie Bedarfe, Beiträge und die Bereitschaft zur längerfristigen Zusammenar-
beit der Kooperationspartner adressieren.

§ 2

Gegenstand der Förderung

Aus den Mitteln der Förderinitiative werden Vorhaben zur Umsetzung der Transfer-
strategie für die Profilierung der gesamten Hochschule oder in thematischen Schwer-
punkten im Ideen-, Wissens- und Technologietransfer gefördert. Denkbare Vorha-
ben für die Zusammenarbeit mit Wirtschaft, Kultur und Gesellschaft sind in diesem
Zusammenhang strategische Maßnahmen, strukturelle Maßnahmen und Umsetzungs-
projekte. Die Förderinitiative ist insbesondere offen für die Einführung wirksamer
und innovativer Kooperations- und Transferformen.
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§ 3

Antragsberechtigung

(1) Antragsberechtigt sind staatliche Hochschulen, einschließlich Hochschulen in
Trägerschaft einer Stiftung des öffentlichen Rechts, und staatlich anerkannte Hoch-
schulen, die staatlich refinanziert werden. Eine gemeinsame Antragstellung mehre-
rer Hochschulen als Verbund ist möglich, wenn eine Hochschule als Koordinatorin
benannt ist. Jede Hochschule kann entweder nur einen Antrag als Einzelbewerberin
oder als Koordinatorin eines Verbundes stellen.

(2) Im Rahmen eines gemeinsamen Antrags einer Hochschule oder eines Verbundes
von Hochschulen können auch Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft, außer-
universitäre Bildungs- und Forschungseinrichtungen oder gemeinnützige Organisa-
tionen und Vereine in räumlicher Nähe gefördert werden. Hochschulen müssen min-
destens 70 vom Hundert der insgesamt beantragten Zuwendung erhalten.

(3) Bei der Profilierung in thematischen Schwerpunkten in den Geistes-, Sozial- und
Kulturwissenschaften können ggf. auch überregionale Partner eingebunden werden.

(4) Ausländische Partner in räumlicher Nähe können grundsätzlich eingebunden
werden; eine Förderung ausländischer Partner ist jedoch ausgeschlossen.

(5) Mit ihrem Antrag erklärt die Hochschule ihre Bereitschaft, im Falle der Förde-
rung an der Vorbereitung und Durchführung von Fachtagungen bzw. Veranstaltun-
gen zum Erfahrungsaustausch und an der Verbreitung guter Praxis mitzuwirken.

§ 4

Förderkriterien

Die Hochschulen stellen im Antragsverfahren eine ausgearbeitete und tragfähige
Strategie für den Austausch mit Wirtschaft und Gesellschaft (Transferstrategie} sowie
ein Konzept zur Umsetzung des angestrebten Profils im Ideen-, Wissens- und Tech-
nologietransfer dar. Beantragte Vorhaben werden danach bewertet, ob sie mit Blick
auf die spezifische Ausgangslage und den begründeten Bedarf der einzelnen Hoch-
schule bzw. des Verbundes von Hochschulen zur Erreichung der in § 1 genannten
Ziele geeignet sind. Dabei werden insbesondere folgende Kriterien berücksichtigt:

a) Qualität und Kohärenz der Strategie im forschungsbasierten Ideen-, Wissens-
und Technologietransfer,

b) Qualität der strategischen, strukturellen und operativen Voraussetzungen der
Hochschule für die Umsetzung der geplanten Vorhaben,

c) Qualität, Innovationsgrad und Kohärenz der geplanten Vorhaben zur Umset-
zung des angestrebten Profils im Ideen-, Wissens- und Technologietransfer so-
wie deren Einbindung in die Transferstrategie der Hochschule,

d} Angemessenheit der beantragten Mittel bezüglich der bedarfsgerechten Durch-
führung der geplanten Vorhaben,

e) Orientierung an Bedarfen und Potenzialen der regionalen Kooperationspartner
und ggf. der Kooperationspartner außerhalb der Region,

f) Leistungsfähigkeit  der  beteiligten  Kooperationspartner,  belegt  durch  Bereit-
schaftserklärungen der Partner zur Umsetzung der Zusammenarbeit oder durch
Erklärungen über das Vorhandensein konkreter Kooperationsvereinbarungen,

g) zu erwartende profilbildende Wirkung (Potenzial) der Vorhaben auf die Hoch-
schule,

h) im Falle einer gemeinsamen Antragstellung mehrerer Hochschulen die Syner-
gie und der strukturelle Mehrwert des Verbundes,

i) zu erwartende Wirkung der Vorhaben auf das regionale Innovationssystem.

§ 5

Verfahren

(1) Zwölf im Bereich der Hochschulgovernance und -strategie, des Ideen-, Wissens-
und Technologietransfers, durch Erfahrungen und Kompetenzen im Innovationspro-
zess oder in der Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft, Wirtschaft und Gesellschaft
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ausgewiesene Expertinnen und Experten aus Wissenschaft, Wirtschaft und Gesell-
schaft, zwei Vertreterinnen oder Vertreter des Bundes sowie vier Vertreterinnen oder
Vertreter der Länderseite bilden zusammen das Auswahlgremium. Die Expertinnen
und Experten werden von Bund und Ländern auf Vorschlag von Wissenschaftsrat
und Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft einvernehmlich benannt. Die Ver-
treterinnen und Vertreter des Bundes führen jeweils zwei Stimmen, die übrigen Mit-
glieder führen jeweils eine Stimme. Das Auswahlgremium entscheidet mit einfacher
Mehrheit. Enthaltungen gelten als abgegebene Stimmen.

(2) Unter Berücksichtigung der nach § 4 maßgeblichen Kriterien legt das Auswahl-
gremium die Ausgestaltung des Begutachtungsverfahrens fest und konsultiert zu die-
sem Zwecke Wissenschaftsrat und Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft.

(3) Die Förderinitiative wird in zwei Auswahlrunden durchgeführt. In der ersten
Auswahlrunde werden Vorhaben für einen Zeitraum von bis zu fünf Jahren geför-
dert. An der zweiten Auswahlrunde können sich sowohl bereits in der ersten Aus-
wahlrunde geförderte Hochschulen zur Fortsetzung der Förderung als auch bisher
nicht geförderte Hochschulen beteiligen. Über Neu- und  Fortsetzungsanträge wird
in einem gemeinsamen wissenschaftsgeleiteten Wettbewerbsverfahren entschieden.
Vorhaben können in der zweiten Auswahlrunde für einen Zeitraum von bis zu fünf
Jahren gefördert werden, höchstens bis zum Ende der Laufzeit der Förderinitiative
nach § 8 Absatz 1.

(4) Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) veröffentlicht auf der
Grundlage der Verwaltungsvereinbarung in Abstimmung mit den Ländern eine För-
derbekanntmachung.

(5) Die administrative Betreuung der Förderinitiative erfolgt durch einen vom BMBF
beauftragten Projektträger, der auch das Begutachtungs- und Auswahlverfahren ad-
ministrativ unterstützt.

(6) Förderanträge der Hochschulen, vertreten durch ihre jeweilige Leitung, und ih-
rer Kooperationspartner sind über die zuständige Wissenschaftsbehörde des Sitz-
landes an den beauftragten Projektträger zu richten.

(7) Mit den Förderanträgen müssen mindestens 75 vom Hundert der beantragten
Fördermittel planerisch gebunden werden. Darunter müssen insbesondere Mittel für
Vorhaben fallen, die für die strategische und strukturelle Weiterentwicklung der
Hochschule im Ideen-, Wissens- und Technologietransfer essenziell sind. Für die ver-
bleibenden beantragten Fördermittel sind mit den Förderanträgen bewertbare Vor-
habenskizzen vorzulegen, die insbesondere Vorhaben zur Umsetzung der Transfer-
strategie umfassen, welche eine längere Planungs- und Vorbereitungszeit benöti-
gen. Bewilligungsfähig ausformulierte Beschreibungen dieser Vorhaben können
während der laufenden bewilligten Förderphase dem Projektträger zur Prüfung und
Bewilligung vorgelegt werden.

(8) Förderanträge werden auf der Grundlage der nach § 4 maßgeblichen Kriterien in
einem wissenschaftsgeleiteten Verfahren von den Expertinnen und Experten des
Auswahlgremiums begutachtet und auf ihre Förderwürdigkeit hin bewertet.

(9) Über die Förderung der als förderwürdig bewerteten Anträge und über die
Förderhöhe entscheidet das Auswahlgremium im Rahmen der für die Förderinitiative
verfügbaren Mittel.

(10) Die Förderung erfolgt als Zuwendung durch das BMBF an die Hochschulen und
ihre förderberechtigten Kooperationspartner. Das BMBF stellt bei der Bewilligung in
geeigneter Weise dar, dass es sich um eine gemeinsame Förderung von Bund und
Ländern handelt.

§ 6

Mittelbereitstellung, Umfang und Dauer der Förderung

(1) Zur Finanzierung der Förderinitiative stellen Bund und Länder, vorbehaltlich der
Mittelbereitstellung durch die gesetzgebenden Körperschaften, bis zu insgesamt 550
Mio. Euro für zehn Jahre zur Verfügung. Die Mittel für die Förderung werden vom
Bund und vom jeweiligen Sitzland im Verhältnis 90 : 10 vom Hundert getragen. Die
bereitgestellten Mittel beinhalten 22 vom Hundert der zuwendungsfähigen Projekt-
ausgaben von Hochschulen zur Deckung der mit der Förderung verbundenen indi-
rekten Ausgaben (Projektpauschale). Davon werden vom Bund 20 vom Hundert und
vom jeweiligen Sitzland 2 vom Hundert der zuwendungsfähigen Projektausgaben
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von Hochschulen getragen. Zur gemeinsamen Förderung der einzelnen Hochschu-
len und ihrer Kooperationspartner weist das jeweilige Sitzland dem BMBF den jähr-
lichen Landesanteil bedarfsgerecht zu, erstmalig spätestens zwei Monate nach Aus-
stellung des Bewilligungsbescheids an den Zuwendungsempfänger. Die Auszahlung
der bewilligten Zuwendung an den Zuwendungsempfänger durch das BMBF erfolgt
nach Eingang der Zuweisung des Sitzlandes. Das BMBF prüft die zweckentspre-
chende Verwendung und berichtet dem jeweiligen Sitzland darüber.

(2) Es werden Mittel in Höhe von jährlich jeweils bis zu 2 Mio. Euro für Anträge
einzelner Hochschulen und jeweils bis zu 3 Mio. Euro für Anträge von Verbünden
veranschlagt. Mindestens die Hälfte der ausgewählten Förderfälle müssen Fachhoch-
schulen oder Verbünde unter Koordination einer Fachhochschule sein und mindestens
die Hälfte der insgesamt je Auswahlrunde zur Verfügung gestellten Mittel müssen
für ausgewählte Anträge von Fachhochschulen oder von Verbünden unter Koordi-
nation einer Fachhochschule bereitgestellt werden, wenn diese die Förderkriterien
nach § 4 in ausreichend hoher Qualität erfüllen.

(3) Zuwendungen werden im Wege der Projektförderung als nicht rückzahlbare Zu-
schüsse gewährt.

(4) Die Förderinitiative wird im Jahre 2016 ausgeschrieben, mit Förderbeginn im
Jahre 2018.

(5) Die Kosten des Verfahrens und der Evaluation nach § 7 sowie ggf. einer wissen-
schaftlichen Begleitforschung werden aus den Programmmitteln des Bundes getra-
gen.

§ 7

Evaluation

Bund und Länder behalten sich vor, die Förderinitiative und ihre Wirkung durch eine
unabhängige Evaluation bewerten zu lassen.

§ 8

Laufzeit, Inkrafttreten

(1) Diese Vereinbarung wird bis zum 31. Dezember 2027 geschlossen.

(2) Die Vereinbarung tritt nach Unterzeichnung durch alle Vertragschließenden in
Kraft.
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Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern gemäß Artikel 91b
Absatz 1 des Grundgesetzes über ein Programm zur Förderung

des wissenschaftlichen Nachwuchses
vom 16. Juni 2016

Präambel

Bund und Länder bauen ihre Zusammenarbeit in Fällen überregionaler Bedeutung
bei der Förderung von Wissenschaft und Forschung aus und beschließen das Pro-
gramm zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses, vorbehaltlich der Mit-
telbereitstellung durch die gesetzgebenden Körperschaften, auf der Grundlage von
Artikel 91b Absatz 1 des Grundgesetzes. Damit greifen sie die Empfehlungen des
Wissenschaftsrates zu Karrierezielen und -wegen an Universitäten vom 11. Juli 2014
auf.

Ziel des Programms ist es, die Karrierewege des wissenschaftlichen Nachwuchses
an Universitäten und gleichgestellten Hochschulen (im Folgenden: Universitäten)
besser planbar und transparenter zu gestalten. Jungen Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern soll früher als bisher eine Entscheidung über den dauerhaften Ver-
bleib im Wissenschaftssystem ermöglicht werden. Das Programm soll zudem dazu
beitragen, die Attraktivität des deutschen Wissenschaftssystems im internationalen
Wettbewerb zu steigern und die Universitäten stärker dabei zu unterstützen, die bes-
ten Nachwuchswissenschaftlerinnen und Nachwuchswissenschaftler aus dem In- und
Ausland zu gewinnen und möglichst dauerhaft zu halten. Bund und Länder sind sich
einig, dass eine Vielzahl von Maßnahmen verschiedener Akteure erforderlich ist, um
dieses Ziel zu erreichen.

Dieses Programm setzt den Schwerpunkt darauf, die Tenure-Track-Professur als ei-
genständigen Karriereweg neben dem herkömmlichen Berufungsverfahren auf eine
Professur an deutschen Universitäten stärker zu verankern und dauerhaft in Deutsch-
land zu etablieren. Die mit dem Programm geförderten 1 000 zusätzlichen Tenure-
Track-Professuren wollen Bund und Länder innerhalb des Gesamtbestandes von Pro-
fessuren an Universitäten dauerhaft erhalten und die Zahl der unbefristeten Profes-
suren an Universitäten in gleicher Anzahl erhöhen.

Gleichzeitig wollen Bund und Länder mit diesem Programm den mit der Etablierung
der Tenure-Track-Professur verbundenen Kulturwandel fördern und die Personal-
struktur des wissenschaftlichen Personals an den Universitäten so weiterentwickeln,
dass sie den neuen Karriereweg optimal ergänzt.

§ 1

Programmziele

Mit dem Programm werden Bund und Länder

a) die Attraktivität und Wettbewerbsfähigkeit des deutschen Wissenschaftssystems
erhöhen, indem mit der Tenure-Track-Professur1) ein international bekannter
und akzeptierter Karriereweg etabliert wird,

b) die Tenure-Track-Professur strukturell als zusätzlichen Karriereweg zur Profes-
sur stärker etablieren, dadurch die Karrierewege für den wissenschaftlichen
Nachwuchs planbarer und transparenter gestalten und 1 000 Tenure-Track-Pro-
fessuren fördern,

c) die Karriereperspektiven für den wissenschaftlichen Nachwuchs erweitern durch
die Schaffung von mehr dauerhaften Professuren in gleicher Anzahl,

d) eine  im  Durchschnitt  frühere  Entscheidung  über  einen  dauerhaften  Verbleib
von Nachwuchswissenschaftlerinnen und Nachwuchswissenschaftlern im Wis-
senschaftssystem ermöglichen,

e) den mit der Etablierung der Tenure-Track-Professur verbundenen Kulturwandel
fördern und die Personalstruktur des wissenschaftlichen Personals an der ge-
samten Universität so weiter entwickeln, dass sie den neuen Karriereweg opti-
mal ergänzt und auch Karrierewege außerhalb der Professur aufzeigt und

f) die Chancengerechtigkeit und die Vereinbarkeit von Beruf und Familie verbes-
sern.

–––––––
1) Tenure-Track-Professur gemäß den in § 4 geregelten Anforderungen. Im Folgenden Tenure-

Track-Professur.
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§ 2

Antragsberechtigung

Antragsberechtigt  sind  Universitäten  und  ihnen  gleichgestellte  Hochschulen  der
Länder (im Folgenden Universitäten), jeweils vertreten durch ihre Leitung.

§ 3

Gegenstand der Förderung

Aus den Mitteln des Programms können gefördert werden:

1. Personalaufwendungen für Tenure-Track-Professuren im Sinne von § 4 dieser
Vereinbarung  mit  einer  Laufzeit  von  bis  zu  sechs  Jahren  pro  Tenure-Track-
Professur. Bei Geburt oder Adoption eines Kindes kann – als weitere Option zu
den bestehenden bundes- oder landesrechtlichen Regelungen zu Mutterschutz,
Elternzeit, Beurlaubung und Teilzeitarbeit – eine Verlängerung um ein Jahr pro
Kind, insgesamt um maximal zwei Jahre gefördert werden. Die konkrete Aus-
gestaltung der Regelung zu Verlängerungsjahren bei Geburt oder Adoption ei-
nes Kindes obliegt den antragstellenden Universitäten. Bei negativer Zwischen-
evaluation oder negativer Tenure-Evaluation gewährt die Universität auf An-
trag des geförderten Tenure-Track-Professors/der geförderten Tenure-Track-Pro-
fessorin im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten eine Überbrückung von bis
zu einem Jahr;

2. Personalaufwendungen für Anschlussstellen (W 2- oder W 3-äquivalent) für bis
zu zwei Jahre bei positiver Tenure-Evaluation;

3. Ausstattungsausgaben für die nach Ziffer 1 und 2 geschaffenen Positionen;

4. sowie ein Strategieaufschlag in Höhe von 15 vom Hundert auf die Förderung
der in den Ziffern 1 bis 3 genannten Fördergegenstände. Damit können Auf-
wendungen gefördert werden zur Implementierung der Tenure-Track-Profes-
sur, zur Beförderung des mit ihrer Etablierung verbundenen Kulturwandels und
zur Weiterentwicklung der Personalstruktur des wissenschaftlichen Personals
an der gesamten Universität, sodass der neue Karriereweg optimal ergänzt wird
und auch Karrierewege außerhalb der Professur aufgezeigt werden.

§ 4

Anforderungen an die Tenure-Track-Professur

(1) Folgende Anforderungen und Merkmale sind mit der Tenure-Track-Professur ver-
bunden:

— Die Strukturen, Verfahren und Qualitätsstandards für Tenure-Track-Professu-
ren sind satzungsförmig zu regeln,

— Tenure-Track-Professuren sind auf eine Dauer von bis zu sechs Jahren befristet.
§ 3 Ziffer 1 Sätze 2 bis 4 bleiben davon unberührt. Sie können in W 1 oder W 2
ausgewiesen werden,

— die Stellenausschreibung erfolgt in der Regel international und unter Hinweis
auf  die  vorgesehene  Tenure-Track-Zusage,  die  nicht  unter  Stellenvorbehalt
steht2),

— Bewerberinnen und Bewerber auf eine Tenure-Track-Professur sollen nach der
Promotion die Universität gewechselt haben oder mindestens zwei Jahre außer-
halb der berufenden Hochschule wissenschaftlich tätig gewesen sein,

— die Besetzung von Tenure-Track-Professuren verlangt ein reguläres, qualitäts-
gesichertes Berufungsverfahren oder ein vergleichbares Verfahren, bei dem in-
ternational ausgewiesene Gutachterinnen und Gutachter beteiligt werden. Wenn
dies vom fachlichen Profil der Professur her geboten erscheint, sind auch aus-
ländische Gutachterinnen und Gutachter zu beteiligen,

–––––––
2) Der Verzicht auf einen Stellenvorbehalt bedeutet, dass die Übernahme auf eine Lebenszeit-

professur nicht – zusätzlich zur erfolgreichen Evaluierung – auch davon abhängig ist, dass zum
Zeitpunkt des Auslaufens der Tenure-Track-Professur eine freie Lebenszeitstelle an der Hoch-
schule zu Verfügung steht. Erfolgt die Tenure-Track-Zusage unter Stellenvorbehalt, liegt eine
bloße Tenure-Track-Option vor, die in diesem Programm nicht gefördert wird.
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— Inhaber von Positionen mit Tenure Track nehmen ihre Aufgaben als Professorin-
nen und Professoren in Forschung und Lehre selbständig wahr. Daher ist die
Tenure-Track-Professur mit einer angemessenen Ausstattung verbunden und

— der Übergang auf eine dauerhafte Professur setzt eine erfolgreiche, qualitäts-
gesicherte Evaluierung nach bei Berufung klar definierten und transparenten
Kriterien voraus. Die Evaluierung dient der Überprüfung, ob die bei der Beru-
fung definierten Leistungen erbracht wurden und ob die für die jeweilige dau-
erhafte Professur notwendige fachliche und pädagogische Eignung vorliegt. Zur
Orientierung über den weiteren Karriereweg kann eine Zwischenevaluierung
vorgesehen werden. Die für Berufungsverfahren geltenden Qualitätsstandards
sind auf die Evaluierung zu übertragen.

(2) Nachwuchswissenschaftlerinnen und Nachwuchswissenschaftler, die sich im An-
schluss an die Promotion bereits auf dem Karriereweg zur Professur befinden, sollen
bei der Besetzung von Tenure-Track-Professuren adäquat berücksichtigt werden.
Erforderlich ist in jedem Fall die erfolgreiche Teilnahme an einem qualitätsgesicher-
ten Berufungsverfahren für eine Tenure-Track-Professur, wie es in Absatz 1 darge-
legt ist. Das weitere Verfahren regeln die Universitäten in eigener Verantwortung.
Sie beachten dabei die Grundsätze, die in Absatz 1 dargelegt sind.

§ 5

Förderkriterien

(1) Voraussetzung für die Teilnahme am Programm ist eine verbindliche Grundsatz-
entscheidung der Antragstellerin für die Implementierung des Karrierewegs der
Tenure-Track-Professur gemäß den in § 4 geregelten Anforderungen. Außerdem wird
vorausgesetzt, dass Personalentwicklung für den wissenschaftlichen Nachwuchs und
das gesamte wissenschaftliche Personal ein strategisches Handlungsfeld der Uni-
versitätsleitung ist und sie über ein Personalentwicklungskonzept verfügt, das Aus-
sagen zu Standards, zum Grad der institutionellen Verankerung und Stand der Um-
setzung enthält.

(2) Für die Antragstellung erstellt die Antragstellerin ein Gesamtkonzept, das Aus-
sagen zu folgenden Punkten enthält:

a) Bestandsaufnahme der Personalstruktur und des Berufungs- und Karrieresystems,
das auch den aktuellen Stand der Implementierung von Tenure-Track-Model-
len umfasst,

b) Weiterentwicklung der Personalstruktur und der Karrierewege des wissenschaft-
lichen Nachwuchses, einschließlich Aussagen über die Zusammenhänge zwi-
schen den strategischen Zielen für die Implementierung der Tenure-Track-Pro-
fessur und den Zielen und Maßnahmen der Nachwuchsförderung und Personal-
entwicklungsplanung der Universität,

c) Implementierung des neuen Karrierewegs der Tenure-Track-Professur einschließ-
lich von systemischen Instrumenten für ihre Verstetigung, sowie Aussagen zu
konkreten Zielen, Maßnahmen und Meilensteinen zur Schaffung bzw. Verbes-
serung der dafür notwendigen Rahmenbedingungen und

d) bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf auf dem Weg zur Professur, ggf.
zur Ausgestaltung und zu Maßnahmen zur Umsetzung der in § 3 Ziffer 1 Satz 2
bis 3 genannten Verlängerungsjahre bei Geburt oder Adoption eines Kindes.

(3) Das Gesamtkonzept wird danach bewertet, ob es geeignet ist, die in § 1 genann-
ten Ziele zu erreichen. Die Qualität des Gesamtkonzepts gemäß Absatz 2 wird ins-
besondere nach folgenden Kriterien bewertet:

a) Qualität der Rahmenbedingungen und Maßnahmen für die strukturelle und
nachhaltige Implementierung der Tenure-Track-Professur,

b) Integration der Tenure-Track-Professur in die Nachwuchsförderung, Personal-
entwicklung und Strukturentwicklung der Universität,

c) Verbesserung der Transparenz und Planbarkeit der Karrierewege des wissen-
schaftlichen Nachwuchses und

d) Verbesserung von Chancengerechtigkeit und Vereinbarkeit von Familie und
Beruf.
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§ 6

Verfahren

{1) Das Programm wird in zwei Bewilligungsrunden in den Jahren 2017 und 2019
durchgeführt. An der zweiten Bewilligungsrunde können sich auch diejenigen Uni-
versitäten erneut beteiligen, deren Förderanträge nach Entscheidung in der ersten
Bewilligungsrunde nicht gefördert wurden.

(2) Über die Förderung der als förderwürdig bewerteten Anträge und über die För-
derhöhe entscheidet ein Auswahlgremium in einem wettbewerblichen Verfahren im
Rahmen der verfügbaren Programmmittel. Maßstab der Förderentscheidung sind die
in § 5 genannten Förderkriterien.

(3) Der Anteil der Gesamtförderung, der für die Universitäten eines Landes je Be-
willigungsrunde höchstens zur Verfügung steht, bemisst sich zu 50 % nach dem
Königsteiner Schlüssel des Landes für das Jahr 2016 und zu 50 % nach dem Anteil
des Landes an den Professorinnen und Professoren an Universitäten und gleichge-
stellten Hochschulen, gemittelt über die Jahre 2012 bis 2014.3)

(4) Ist als Ergebnis der nach Absätzen 2 und 3 erfolgten Förderentscheidung in der
zweiten Bewilligungsrunde der Anteil eines Landes an der Gesamtförderung nach
Absatz 3 nicht ausgeschöpft, so stehen die nicht ausgeschöpften Mittel für von den
Expertinnen und Experten als förderwürdig bewertete Anträge von Universitäten
anderer Länder zur Verfügung. Die Förderpriorität dieser Anträge empfehlen die
Expertinnen und Experten im bundesweiten Vergleich der Anträge.

(5) Das Auswahlgremium setzt sich zusammen aus zwölf ausgewiesenen Expertin-
nen und Experten aus der Wissenschaft, dem Hochschulmanagement, Vertreterinnen
und Vertretern des wissenschaftlichen Nachwuchses sowie zwei Vertreterinnen und
Vertretern des Bundes und vier Vertreterinnen und Vertretern der Länder. Die Exper-
tinnen und Experten werden von Bund und Ländern einvernehmlich unter Einbe-
ziehung der Hochschulrektorenkonferenz, des Wissenschaftsrats und der Deutschen
Forschungsgemeinschaft benannt. Der oder die Vorsitzende wird vom Auswahlgre-
mium aus dem Kreis der Expertinnen und Experten aus der Wissenschaft gewählt.
Jedes Mitglied führt eine Stimme, die Vertreterinnen und Vertreter des Bundes je
zwei Stimmen. Entscheidungen werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen
Stimmen getroffen. Enthaltungen gelten als abgegebene Stimmen.

(6) Bund und Länder legen gemeinsam mit dem Auswahlgremium die Ausgestal-
tung des Begutachtungsverfahrens fest. Auf dieser Grundlage veröffentlicht das
Bundesministerium für Bildung und Forschung in Abstimmung mit den Ländern ei-
ne Förderbekanntmachung.

(7) Zur Programmdurchführung beauftragt das Bundesministerium für Bildung und
Forschung einen Projektträger, der im Begutachtungsverfahren mit dem Auswahl-
gremium zusammenwirkt.

(8) Die Antragsberechtigten richten ihre Förderanträge über die für Wissenschaft
zuständige Behörde des Sitzlandes an den Projektträger. Bei der Weiterleitung be-
stätigt jede zuständige Wissenschaftsbehörde für ihr Sitzland, dass die rechtlichen
Voraussetzungen für die Schaffung von Tenure-Track-Professuren vorliegen. Der Be-
ginn der Förderung setzt das Vorliegen der Bestätigung voraus.

§ 7

Mittelbereitstellung, Umfang und Dauer der Förderung

(1) Zur Finanzierung des Programms stellt der Bund, vorbehaltlich der Mittel-
bereitstellung durch die gesetzgebenden Körperschaften, ab dem Jahr 2017 ein
Gesamtvolumen von bis zu 1 Mrd. Euro für die Gesamtlaufzeit des Programms bis
2032 zur Verfügung. Für Bewilligungen in der ersten Bewilligungsrunde stehen bis
zu 50 vom Hundert der Mittel, für Bewilligungen in der zweiten Bewilligungsrunde
die übrigen Mittel zur Verfügung.

(2) Die Förderung erfolgt als Zuwendung des Bundesministeriums für Bildung und
Forschung an die Universitäten.
–––––––
3) Nach Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 4.4, Tabelle 7.



— 15 —

(3) Die Zuwendung an die Universität wird innerhalb der Gesamtlaufzeit des Pro-
gramms für einen Zeitraum von bis zu 13 Jahren gewährt.

(4) Der Bund finanziert die in § 3 geregelten Fördergegenstände in Form einer Pau-
schale in Höhe von insgesamt 118 045 Euro pro Jahr. Für die Berechnung der Pau-
schale werden folgende Teilbeträge zugrunde gelegt:

— Teilbetrag für Besoldung basierend auf den am 30. Juni 2016 gültigen monat-
lichen  W 1-Grundgehältern  in  jedem  Land,  bezogen  auf  einen  Zeitraum  von
12 Monaten und gewichtet nach dem Anteil des jeweiligen Landes an den Pro-
fessoren an Universitäten und gleichgestellten Hochschulen in 20144),

— Teilbetrag für Beamtenversorgung in Höhe von 30 % des Teilbetrags für Besol-
dung5),

— Teilbetrag für Personalnebenkosten6),

— Teilbetrag für anteilige Ausstattung in Höhe von 35 100 Euro und

— ein Strategieaufschlag in Höhe von 15 % der Summe dieser Teilbeträge.

Die Pauschale wird pro Person, welche eine gemäß § 3 Ziffer 1 geförderte Tenure-
Track-Professur bzw. eine gemäß § 3 Ziffer 3 geförderte Anschlussstelle bekleidet,
wie folgt zur Verfügung gestellt:

— Im Fall der positiven Tenure-Evaluation für bis zu acht Jahre; bei Nutzung der in
§ 3 Ziffer 1 Satz 2 bis 3 genannten Verlängerungsjahre bei Geburt oder Adop-
tion eines Kindes durch die geförderte Universität für bis zu zwei weitere Jahre;

— im Fall der negativen Tenure-Evaluation für bis zu sieben Jahre; bei Nutzung
der in § 3 Ziffer 1 Satz 2 bis 3 genannten Verlängerungsjahre bei Geburt oder
Adoption eines Kindes durch die geförderte Universität für bis zu zwei weitere
Jahre;

— im Fall einer gesetzlich vorgesehenen Beurlaubung ist eine kostenneutrale Ver-
längerung der Mittelverwendung des Einzelfalls um bis zu zwei Jahre möglich.

(5) Sobald eine Person, welche eine geförderte Tenure-Track-Professur bzw. eine
geförderte Anschlussstelle bekleidet, die Universität verlässt oder beurlaubt oder frei-
gestellt wird, stoppt die Zahlung der Pauschale. Sofern die Person unterjährig die
Universität verlässt oder beurlaubt oder freigestellt wird, wird die Pauschale monat-
lich anteilig gewährt. Wird die Stelle des Tenure-Track-Professors/der Tenure-Track-
Protessorin nachbesetzt bzw. ist ein Tenure-Track-Professor/eine Tenure-Track-Pro-
fessorin gemäß den in § 4 genannten Anforderungen bereits an der Universität tätig,
werden die verbleibenden Mittel des Einzelfalls entsprechend § 3 in Verbindung mit
§ 7 Absatz 4 gewährt.

(6) Sofern  die  verfügbaren  Programmmittel  des  Bundes  für  die  Finanzierung  der  in
§ 3 Ziffer 1 Satz 2 bis 3 genannten Verlängerungsjahre bei Geburt oder Adoption
eines Kindes ausgeschöpft sind, werden die dafür zusätzlich erforderlichen Mittel
seitens der geförderten Universität erbracht.

(7) Die geförderten Universitäten haben die Möglichkeit, die ihnen im Rahmen der
Förderung gewährten Tenure-Track-Professuren gestaffelt innerhalb eines Zeitraums
von drei Jahren zu besetzen.

(8) Das jeweilige Sitzland stellt die Gesamtfinanzierung sicher.

(9) Die Universität weist die Personen, welche eine geförderte Tenure-Track-Profes-
sur innehaben, in einer Personalübersicht nach, aus der die Namen und Beschäfti-
gungszeiträume der einzelnen Personen zu entnehmen sind.

(10) Die Kosten des Verfahrens und der Evaluation werden aus den Programmmitteln
des Bundes getragen.
–––––––
4) Nach Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, Reihe 4.4, 2014, Tabelle 7.
5) Gemäß den Ergänzenden Durchführungshinweisen Abschnitt II. Ziffer 1 zum Versorgungslasten-

teilungs-Staatsvertrag (GMBl 2011, Nr. 7).
6) Beihilfen (Beamte) gemäß BMF-Rundschreiben vom 19.05.2015, II A 3 – H 1012-10/07/0001 :011,

DOK 2015/0245298.
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§ 8

Rahmenbedingungen

(1) Jedes Land stellt sicher, dass die Gesamtzahl der Professorinnen und Professoren
an seinen gemäß § 2 antragsberechtigten Universitäten während der Laufzeit des
Programms um die Zahl erhöht wird, wie Tenure-Track-Professuren an seinen an-
tragsberechtigten Universitäten im Rahmen dieses Programms gefördert werden. Bis
einschließlich 2015 getroffene Entscheidungen der Länder Bremen, Mecklenburg-
Vorpommern, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen und deren Aus-
wirkungen auf die Anzahl der Professorinnen und Professoren an den antragsbe-
rechtigten Universitäten sowie gegebenenfalls auf die Stellenpläne sind angemes-
sen zu berücksichtigen.

(2) Jedes Land stellt zudem sicher, dass die Gesamtzahl der Tenure-Track-Professo-
rinnen und -Professoren an seinen gemäß § 2 antragsberechtigten Universitäten
während der Laufzeit des Programms um die Zahl der durch das Programm geför-
derten Tenure-Track-Professuren erhöht wird und der mit diesem Programm erreichte
Umfang an Tenure-Track-Professuren auch nach Ende des Programms erhalten bleibt.

(3) Außerdem sagt jedes Land zu, dass sich die Anzahl der unbefristeten Professorin-
nen und Professoren an seinen antragsberechtigten Universitäten insgesamt nach
Ende  des  Programms  im  Umfang  der  durch   das  Programm  geschaffenen  Tenure-
Track-Professuren gegenüber dem Stichtag 1. Dezember 2014 unter Berücksichti-
gung von Absatz 1 Satz 2 erhöht hat.

(4) Die GWK stellt regelmäßig, zuletzt fünf Jahre nach Programmende die Einhal-
tung der Zusagen nach den Absätzen 1 bis 3 fest. Diese Überprüfung erfolgt auf der
Basis des programmbegleitenden Monitorings nach § 9 sowie der Daten des Statisti-
schen Bundesamtes zur Zahl der befristeten und unbefristeten Professorinnen und
Professoren an den antragsberechtigten Universitäten, beginnend mit der Erhebung
der Hochschulpersonalstatistik für das Jahr 2014. Stichtag für die Erhebung ist jeweils
der 1. Dezember. Ab 1. Dezember 2016 soll außerdem die durch das Statistische Bun-
desamt erhobene Zahl der Tenure-Track-Professorinnen und Tenure-Track-Profes-
soren nach dem Hochschulstatistikgesetz berücksichtigt werden.

(5) Die Länder wirken, wo noch erforderlich, darauf hin, die notwendigen Rahmen-
bedingungen für die in § 3 Ziffer 1 Satz 2 bis 3 genannten zusätzlichen Verlänge-
rungsjahre bei Geburt oder Adoption eines Kindes zu schaffen.

§ 9

Evaluation

(1) Das Programm wird hinsichtlich seiner Auswirkungen auf die unter § 1 genann-
ten Programmziele durch ein programmbegleitendes Monitoring sowie eine unab-
hängige Evaluation bewertet. Bund und Länder legen gemeinsam bis Ende 2016
Inhalt, Umfang und Berichtszeitpunkte des Monitorings und der Evaluation fest. Das
Monitoring beginnt sechs Monate vor Beginn der Laufzeit der ersten Maßnahmen,
um die Ausgangslage vor Programmbeginn berücksichtigen zu können.

(2) Mit ihrem Antrag erklärt die Universität ihre Bereitschaft, die für das Monitoring
und die Evaluation erforderlichen Daten zu erheben und für das Monitoring und die
Evaluation zur Verfügung zu stellen.

(3) Die Kosten für das programmbegleitende Monitoring und die Evaluation trägt
der Bund aus den Programmmitteln.

§ 10

Laufzeit, Inkrafttreten

(1) Die Vereinbarung wird bis zum 31. Dezember 2032 geschlossen.

(2) Die Vereinbarung tritt nach Unterzeichnung durch alle Vertragsschließenden in
Kraft.
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Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern gemäß
Artikel 91b Absatz 1 des Grundgesetzes zur Förderung

von Spitzenforschung an Universitäten
vom 16. Juni 2016

– „Exzellenzstrategie“ –

Präambel

Die Bundesregierung und die Regierungen der Länder der Bundesrepublik Deutsch-
land beschließen, vorbehaltlich der Mittelbereitstellung durch ihre gesetzgebenden
Körperschaften, auf der Grundlage von Artikel 91b Absatz 1 des Grundgesetzes ihre
insbesondere durch die Exzellenzinitiative begonnenen Anstrengungen zur Stärkung
der Universitäten durch die Förderung wissenschaftlicher Spitzenleistungen, Profil-
bildungen und Kooperationen im Wissenschaftssystem fortzusetzen und weiterzu-
entwickeln, um den Wissenschaftsstandort Deutschland nachhaltig zu stärken, seine
internationale Wettbewerbsfähigkeit weiter zu verbessern und die erfolgreiche Ent-
wicklung fortzuführen, die die Ausbildung von Leistungsspitzen in der Forschung
und die Anhebung der Qualität des Hochschul- und Wissenschaftsstandorts Deutsch-
land in der Breite zum Ziel hat. In gemeinsamer Verantwortung und Finanzierung
wollen Bund und Länder die mit der Exzellenzinitiative erreichte neue Dynamik im
deutschen Wissenschaftssystem erhalten und ausbauen sowie eine längerfristige
Zukunftsperspektive für erfolgreiche Projekte der Exzellenzinitiative ermöglichen.
Ferner soll zur Stärkung der Universitäten deren fachliche und strategische Profilie-
rung unterstützt werden, die sich auf alle Leistungsbereiche beziehen kann.

§ 1

Gegenstand und Umfang der Förderung

(1) Die gemeinsame Förderung durch die Vertragschließenden erstreckt sich auf die
wissenschaftsbezogenen Aktivitäten der erfolgreichen Universitäten und ihrer Ko-
operationspartner in Fällen überregionaler Bedeutung in den Förderlinien:

a) Exzellenzcluster: Mit ihr werden international wettbewerbsfähige Forschungs-
felder an Universitäten bzw. Universitätsverbünden projektbezogen gefördert.

b) Exzellenzuniversitäten: Diese Förderlinie dient der dauerhaften Stärkung der
Universitäten als Institution bzw. einem Verbund von Universitäten und dem
Ausbau ihrer internationalen Spitzenstellung in der Forschung auf Basis erfolg-
reicher Exzellenzcluster.

(2) In beiden Förderlinien kann eine Antragstellung durch eine einzelne Universität
sowie durch einen Verbund mehrerer Universitäten (Universitätsverbund) erfolgen,
die als gemeinsame Antragsteller auftreten, um in einer kooperativen Struktur ex-
zellente Forschung voranzubringen. Die sichtbare und schon bisher gelebte über-
greifende Zusammenarbeit, die Synergien sowie wissenschaftlicher und strukturel-
ler Mehrwert müssen für jede an der Antragstellung beteiligte Universität deutlich
erkennbar sein. Die institutionell nachhaltige strategische Zusammenarbeit muss in
einem verbindlichen, expliziten Regelwerk festgelegt sein. Universitäten und Uni-
versitätsverbünde können weitere Kooperationspartner wie außeruniversitäre For-
schungseinrichtungen, Wirtschaft und andere gesellschaftliche Akteure einbeziehen.

(3) Bund und Länder stellen für die Finanzierung des Gesamtprogramms, vorbehalt-
lich der Mittelbereitstellung durch die gesetzgebenden Körperschaften, im Jahr 2017
80 Mio. Euro sowie ab dem Jahr 2018 jährlich insgesamt 533 Mio. Euro zur Verfü-
gung, einschließlich Programm- und Universitätspauschalen, Verwaltungskosten,
Auslauf- und Überbrückungsfinanzierung. Wird gemäß § 4 Absatz 1 die Zahl der
Förderfälle in der Förderlinie Exzellenzuniversitäten erhöht, so werden die dafür not-
wendigen Mittel zusätzlich zur Verfügung gestellt. Die Mittel werden im Rahmen
einer flexiblen Mittelbewirtschaftung zur Verfügung gestellt. Bund und Länder wer-
den sich bemühen, nicht ausgegebene Mittel im Rahmen der für die Förderfälle ge-
gebenen Finanzierungszusagen erneut zur Verfügung zu stellen. Die Mittel werden
vom Bund und von den jeweiligen Sitzländern im Verhältnis 75 : 25 vom Hundert
getragen.

(4) Bund und Länder tragen die Verwaltungskosten der Deutschen Forschungs-
gemeinschaft (DFG) und des Wissenschaftsrates für dieses Programm im jeweiligen
Wirtschaftsplan der beiden Institutionen. Die Verwaltungskosten werden von Bund
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und  Ländern  nach  dem  Schlüssel  gemäß  Absatz  3  erbracht.  Die  Länder  tragen
ihren Anteil nach dem Königsteiner Schlüssel.

§ 2

Allgemeine Verfahrensgrundsätze

(1) Antragsteller und Empfänger der Fördermittel sind Universitäten bzw. Universi-
tätsverbünde, jeweils vertreten durch ihre Leitung. Anträge sind über die für Wissen-
schaft zuständigen Behörden der Länder für Exzellenzcluster an die DFG, für Ex-
zellenzuniversitäten an den Wissenschaftsrat zu richten.

(2) Die Antragsberechtigung besteht jeweils für ein oder mehrere Exzellenzcluster
und zusätzlich für einen Antrag als Exzellenzuniversität.

(3) Die DFG führt das Verfahren für die Förderlinie der Exzellenzcluster, der Wis-
senschaftsrat das Verfahren für die Förderlinie der Exzellenzuniversitäten nach Maß-
gabe dieser Vereinbarung durch. DFG und Wissenschaftsrat wirken für das Programm
zusammen. Sie verpflichten sich, in den jeweiligen Gutachtergruppen Expertise aus
der jeweils anderen Organisation zu berücksichtigen.

(4) Es werden ein Expertengremium und eine Exzellenzkommission gebildet, die
von DFG und Wissenschaftsrat organisatorisch unterstützt werden.

(a) Das Expertengremium besteht aus insgesamt 39 in der Forschung auf verschie-
denen Wissenschaftsgebieten ausgewiesenen Expertinnen und Experten, die
auch über langjährige Erfahrungen im Ausland, im Hochschulmanagement, in
der Lehre oder in der Wirtschaft verfügen. Seine Mitglieder werden vom Senat
der DFG und von der Wissenschaftlichen Kommission des Wissenschaftsrats ge-
meinsam vorgeschlagen und von der GWK ernannt. Das Expertengremium kann
externen Sachverstand hinzuziehen, es kann arbeitsteilig vorgehen und Unter-
gremien z. B. für die Verantwortungsbereiche Exzellenzcluster und Exzellenz-
universitäten einrichten. Der oder die Vorsitzende des Wissenschaftsrats und
der Präsident oder die Präsidentin der DFG gehören dem Expertengremium ohne
Stimmrecht an und führen den Vorsitz. Zu den Aufgaben des Expertengremiums
gehören insbesondere die Festlegung der Förderbedingungen unter Berück-
sichtigung der in dieser Verwaltungsvereinbarung enthaltenen Kriterien, die Be-
wertung der Skizzen und Anträge auf der Grundlage (fach-)wissenschaftlicher
Begutachtungen, die Förderempfehlungen für die Exzellenzkommission, die
Entscheidung über die zur Antragstellung berechtigenden Skizzen und die Be-
richterstattung über das Programm an die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz
sowie die Bewertung der Ergebnisse der Evaluation der Exzellenzuniversitäten.

(b) Die Exzellenzkommission besteht aus dem Expertengremium und den für Wis-
senschaft zuständigen Ministerinnen und Ministern des Bundes und der Länder.
Der Vorsitz des Expertengremiums führt den Vorsitz in der Exzellenzkommission.
Die Exzellenzkommission entscheidet auf Basis der Empfehlungen des Experten-
gremiums über die Förderung von Exzellenzclustern und Exzellenzuniversitäten.
Sie befasst sich mit den Ergebnissen der Evaluation der Exzellenzuniversitäten.

(5) Die stimmberechtigten Mitglieder des Expertengremiums entscheiden mit einfa-
cher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. In der Exzellenzkommission führen die
stimmberechtigten Mitglieder des Expertengremiums und die Ministerinnen und
Minister der Länder jeweils eine Stimme, die Bundesministerin oder der Bundesmi-
nister führt sechzehn Stimmen.

Für Entscheidungen der Exzellenzkommission über Exzellenzduster ist die einfache
Mehrheit der abgegebenen Stimmen erforderlich. Für Entscheidungen über Exzel-
lenzuniversitäten ist eine einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen der Mitglie-
der des Expertengremiums sowie eine Mehrheit von mindestens 25 Stimmen der
Ministerinnen und Minister des Bundes und der Länder erforderlich. Enthaltungen
gelten als nicht abgegebene Stimmen.

(6) Das Expertengremium legt die Förderbedingungen unter Beachtung der nach
Absatz 7 und §§ 3 und 4 maßgeblichen Kriterien fest. Die DFG und der Wissenschafts-
rat schreiben die Förderlinien aus.

(7) In beiden Förderlinien erfolgt eine Förderung ausschließlich nach wissenschaftli-
chen Kriterien. Auf der Grundlage herausragender wissenschaftlicher Vorleistungen
im internationalen Maßstab sollen Perspektiven zu Entwicklung und Erhalt interna-



— 23 —

tional wettbewerbsfähiger exzellenter Spitzenforschung einschließlich der Förderung
des wissenschaftlichen Nachwuchses bewertet werden. Bewertungsgrundlage ist in
beiden Förderlinien eine Stärken-Schwächen-Analyse, die Aussagen zu inhaltlicher
Schwerpunktsetzung in der Forschung und zu den zur Spitzenforschung akzessori-
schen Leistungsdimensionen wie forschungsorientierter Lehre, Forschungsinfra-
strukturen, Ideen- und Wissenstransfer, zu Personalentwicklung sowie zur Förde-
rung der Chancengleichheit in der Wissenschaft beinhaltet.

(8) Die Förderentscheidungen werden von den für Wissenschaft zuständigen Ministe-
rinnen und Ministern des Bundes und der Länder gemeinsam bekannt gegeben.

§ 3

Exzellenzcluster

(1) Für die Projektförderung der Exzellenzcluster stellen Bund und Länder jährlich
insgesamt rund 385 Mio. Euro zur Verfügung. Dieser Betrag beinhaltet eine Programm-
pauschale in Höhe von 22 vom Hundert der bewilligten und verausgabten direkten
Projektmittel sowie die Mittel für eine Universitätspauschale gemäß Absatz 4 und die
Mittel für eine Auslauffinanzierung gemäß Absatz 6. Es werden für 45 bis 50 Förder-
fälle Mittel für antragsabhängige Förderhöhen zwischen jeweils 3 bis 10 Mio. Euro
jährlich veranschlagt.

(2) Die DFG veröffentlicht regelmäßig alle sieben Jahre eine Ausschreibung für Ex-
zellenzcluster. Neu- und Fortsetzungsanträge für Exzellenzcluster werden in Panels
begutachtet und vergleichend bewertet, über sie wird jeweils gemeinsam entschie-
den. Die Ausschreibung erfolgt bei Erstantragstellung für Exzellenzcluster zweistufig
(Antragsskizzen bzw. Vollanträge). Das Expertengremium entscheidet, in welchen
Fällen Vollanträge für Exzellenzcluster vorgelegt werden sollen.

(3) In Ergänzung zu § 1 Absatz 2 Satz 1 und § 2 Absatz 7 gelten für Exzellenzcluster
folgende weitere übergreifende Kriterien:

a) Ausgewiesene Exzellenz der Forschung und der beteiligten Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler im jeweiligen thematischen Forschungsfeld;

b) Wissenschaftliche Exzellenz und Kohärenz des Forschungskonzepts zur Entwick-
lung des thematischen Forschungsfelds, zur interdisziplinären Zusammenarbeit
und zur internationalen Vernetzung;

c) Besonderheit, Originalität und Risikobereitschaft der Forschung;

d) Kohärenz und Qualität der Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses;

e) Qualität der Konzepte zur professionellen Personalentwicklung und zur Chan-
cengleichheit in der Wissenschaft;

f) Qualität des strategischen Entwicklungskonzepts zur Organisation und Weiter-
entwicklung des Exzellenzclusters (Governance) und Passfähigkeit dieser Ent-
wicklungsstrategie zu derjenigen der Universität bzw. des Verbunds;

g) Ggf. Leistungsfähigkeit der beteiligten Partner und Kohärenz und Qualität des
Kooperationskonzepts auf Basis verbindlicher Vereinbarungen;

h) Ggf. Qualität der beantragten Maßnahmen zur forschungsorientierten Lehre im
thematischen Forschungsfeld (mit besonderem Fokus auf die Vermittlung guter
wissenschaftlicher Praxis);

i) Ggf. Qualität der beantragten Maßnahmen zum Ideen- und Wissenstransfer;

j) Ggf. Qualität der beantragten Maßnahmen zur Nutzung von Forschungsinfra-
strukturen.

(4) Universitäten mit Exzellenzclustern können zudem eine Universitätspauschale
als Strategiezuschlag zur Stärkung ihrer Governance und strategischen Ausrichtung
durch die Universitätsleitung erhalten. Zur Gewährung einer Universitätspauschale
muss die Universitätsleitung dem Antrag auf Förderung als Exzellenzcluster eine
schlanke Darstellung der universitären strategischen Ziele beifügen, welche im Rah-
men der fachlichen Begutachtung der Exzellenzcluster auf ihre Plausibilität hin über-
prüft wird. Ein inhaltlich erfolgreicher Exzellenzcluster erhält keine Universitätspau-
schale, wenn diese Bewertung negativ ausfällt. Die Universitätspauschale pro Exzel-
lenzcluster beträgt jährlich 1 Mio. Euro. Sind an einer Universität mehrere Exzellenz-
cluster angesiedelt, so beträgt die Universitätspauschale jährlich 1 Mio. Euro für das
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erste Exzellenzcluster, 750 000 Euro für das zweite und 500 000 Euro für jedes wei-
tere Exzellenzcluster. Im Falle eines Universitätsverbundes wird die Universitäts-
pauschale pro Exzellenzcluster anteilig auf die Verbundpartner verteilt. Im Falle ei-
ner Förderung als Exzellenzuniversität gilt die Universitätspauschale als in dieser
Förderlinie abgegolten und entfällt.

(5) Das Expertengremium gibt zu den Anträgen eine Empfehlung auf der Grund-
lage wissenschaftlicher Begutachtungen und den nach Absatz 3 und § 2 Absatz 7
maßgeblichen Kriterien ab. Die Exzellenzkommission entscheidet auf der Grundla-
ge dieser Empfehlungen über die Anträge.

(6) Die jeweilige Förderlaufzeit für Exzellenzcluster beträgt grundsätzlich zweimal
sieben Jahre; Neuanträge sind möglich, sie können auch im selben thematischen
Forschungsfeld angesiedelt sein. Exzellenzcluster, die nach sieben Jahren keine Fort-
setzung erfahren, erhalten eine degressive, auf höchstens zwei Jahre begrenzte Aus-
lauffinanzierung. Diese soll sich grundsätzlich auf die zur Fertigstellung der im Pro-
jekt verfolgten Qualifikationsarbeiten des wissenschaftlichen Nachwuchses erforder-
lichen Personal- und Sachmittel beschränken.

(7) Die finanzielle Förderung der Exzellenzcluster erfolgt im Rahmen einer Bund-
Länder-Sonderfinanzierung über die DFG als befristete Projektförderung nach ihren
Bewirtschaftungsgrundsätzen.

§ 4

Exzellenzuniversitäten

(1) Ab der ersten Ausschreibungsrunde stellen Bund und Länder für die Förderung
von Exzellenzuniversitäten jährlich insgesamt rund 148 Mio. Euro für elf Förderfälle
bei Erfolg im wettbewerblichen Verfahren zur Verfügung. In der zweiten Aus-
schreibungsrunde mit Förderbeginn 2026 werden bei Erfolg im wettbewerblichen
Verfahren vier neue Förderfälle aufgenommen. Falls nach der gemäß § 6 Absatz 1
und 2 durchgeführten erstmaligen Evaluation weniger als vier Förderfälle aus der
dauerhaften gemeinsamen Förderung ausscheiden, werden die für die Förderung
der neuen Förderfälle notwendigen Mittel zusätzlich zur Verfügung gestellt. Dabei
werden antragsabhängige Förderhöhen zwischen jährlich 10 bis 15 Mio. Euro für
Anträge einzelner Universitäten und 15 bis 28 Mio. Euro für Universitätsverbünde
veranschlagt.

Die Förderung als Exzellenzuniversität setzt die Förderung von mindestens zwei Ex-
zellenzclustern an derselben Universität voraus. Bei Verbünden mehrerer Universi-
täten erhöht sich die Zahl der erforderlichen Exzellenzcluster auf mindestens drei,
wobei jede der am Verbund beteiligten Universitäten über mindestens ein Exzellenz-
cluster verfügen oder an einem gemeinsamen Exzellenzcluster beteiligt sein muss.

Exzellenzcluster, die im Rahmen eines Universitätsverbundes gemäß § 1 Absatz 2
gefördert werden, werden jeder der am Verbund beteiligten Universitäten als För-
dervoraussetzung für eine Exzellenzuniversität angerechnet.

In der Förderlinie Exzellenzuniversitäten werden aufgrund der dauerhaften Förde-
rung keine Programmpauschalen und keine Universitätspauschalen gewährt.

(2) Nach der Entscheidung über die Exzellenzcluster erfolgt zeitlich versetzt das Aus-
wahl- und Entscheidungsverfahren für die Exzellenzuniversitäten. Die Antragstel-
lung erfolgt als Vollantrag ohne Skizzenphase. Die Universitäten bzw. Universitäts-
verbünde legen für die Vor-Ort-Begutachtung ein strategisches, institutionenbezo-
genes Gesamtkonzept sowie einen groben Finanzierungsplan für den Zeitraum bis
zur ersten Evaluation vor, unterteilt in Jahrestranchen sowie nach Personal-, Sach-
mittel und Investitionskosten zur Verwendung der bewilligten Mittel.

(3) In Ergänzung zu § 1 Absatz 2 Satz 1 und § 2 Absatz 7 gelten für Exzellenzuni-
versitaten folgende weitere übergreifende Kriterien:

a) Bisherige exzellente Forschungsleistungen der antragstellenden Universität bzw.
des Verbundes, die nach Parametern der wissenschaftlichen Leistungsfähigkeit
unter transparenter Einbeziehung von vorliegenden statistischen Daten (z. B.
Drittmittel, Forschungspreise, DFG-Förderatlas, Leistungen in den bisherigen
Runden der Exzellenzinitiative) im Rahmen der Begutachtung bewertet wer-
den;

b) Kohärenz  und  Qualität  eines  strategischen  institutionenbezogenen  Gesamt-
konzepts  mit  Aussagen  u.  a.  zur  Governance  der  Universität  bzw.  zwischen
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den beteiligten Partnern, zu forschungsorientierter Lehre, zur Nutzung von For-
schungsinfrastrukturen, zur Attraktion der weltweit führenden Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftler im Rahmen einer ggf. gemeinsamen Berufungs- bzw.
Personalgewinnungsstrategie, zu Personalentwicklung und Chancengleichheit.
Weitere Kriterien sind: Struktureller Mehrwert und institutioneller Reifegrad;
Vorhandensein einer für den weiteren Ausbau der Spitzenforschung auf inter-
nationalem Niveau notwendigen kritischen Masse; Qualität des Konzepts zur
dauerhaften Erneuerungsfähigkeit und zum Erhalt der Innovationskraft der Ex-
zellenzuniversität; internationale Spitzenstellung und Sichtbarkeit, internatio-
nale Vernetzung, überregionale Bedeutung der Exzellenzuniversität.

(4) Das Expertengremium gibt zu den Anträgen eine Empfehlung auf der Grund-
lage wissenschaftlicher Begutachtungen und den nach Absatz 3 und § 2 Absatz 7
maßgeblichen Kriterien ab.

(5) Die Exzellenzkommission entscheidet auf der Grundlage dieser Empfehlungen
über die Anträge. Dabei legt sie auch die Höhe der dauerhaften Förderung pro Ex-
zellenzuniversität fest.

§ 5

Finanzierungsmodalitäten von Exzellenzuniversitäten

(1) Exzellenzuniversitäten  werden  vorbehaltlich  des  Ergebnisses  der  Evaluation
nach § 6 dauerhaft gefördert. Die verfassungsmäßige Zuständigkeit für allgemeine
Hochschulfragen des Sitzlandes bleibt unberührt. Der Bund nimmt auf die Verfasst-
heit und Steuerung der Universitäten keinen Einfluss. Die aus dieser Vereinbarung
resultierenden Aufgaben und Befugnisse des Bundes bleiben unberührt.

(2) Die gemeinsame Förderung von Exzellenzuniversitäten durch Bund und Sitz-
land erfolgt auf Basis des in der Exzellenzkommission entschiedenen Finanzierungs-
plans. Im Rahmen eines regelmäßigen Statusgesprächs zwischen Bund und Sitzland
werden der inhaltliche Fortschritt, der Einsatz der zusätzlichen Mittel und die weite-
re Planung erörtert.

(3) Zur gemeinsamen Förderung der einzelnen Exzellenzuniversitäten weist der Bund
dem jeweiligen Sitzland den jährlichen Bundesanteil zu. Das jeweilige Sitzland ruft
die jährliche Zuweisung bedarfsgerecht ab. Die Förderung der Exzellenzuniversitäten
erfolgt nach den Regelungen des jeweiligen Sitzlandes für die Grundfinanzierung
der Universitäten, soweit nichts anderes vereinbart ist. Rücklagen beim Land dürfen
aus Bundesmitteln nicht gebildet werden. Der Landeshaushalt weist die Höhe des
jeweiligen Bundes- und Landesanteils unter dem Förderzweck „Exzellenzuniversität“
getrennt von den sonstigen Universitätsmitteln aus. Auch im Haushalt der Exzellenz-
universität ist hinreichende Transparenz hinsichtlich der Höhe des Bundes- und des
Länderanteils herzustellen und die Zweckbindung sicherzustellen. Das Land prüft
die zweckentsprechende Verwendung und berichtet dem Bund im Rahmen eines
vereinfachten Verwendungsnachweises darüber. Die Zuweisung der Bundesmittel
ist zu erstatten, soweit die Finanzierung der EXU durch das Sitzland nach Verwal-
tungsverfahrensrecht, insbesondere nach §§ 48, 49 VwVfG, oder anderen Rechtsvor-
schriften mit Wirkung für die Vergangenheit zurückgenommen oder widerrufen oder
sonst unwirksam wird. Der zuständige Landesrechnungshof ist der des Sitzlandes; er
unterrichtet den Bundesrechnungshof, dessen Rechte nach § 91 BHO unberührt blei-
ben.

(4) Über die Umsetzung der gemeinsamen Förderung wird jährlich im GWK-Aus-
schuss von Bund und dem jeweiligen Sitzland berichtet.

§ 6

Evaluation der Exzellenzuniversitäten, Ende der gemeinsamen
Förderung von Exzellenzuniversitäten

(1) Exzellenzuniversitäten werden regelmäßig alle sieben Jahre einer unabhängi-
gen und externen Evaluation mit selektivem Charakter unterzogen, die vom Wis-
senschaftsrat organisiert und vom Expertengremium bewertet wird. Dabei wird ins-
besondere geprüft, ob die Voraussetzungen einer gemeinsamen Förderung gemäß
§ 4 Absatz 1 und Absatz 3 weiterhin gegeben sind, und eine entsprechende Empfeh-
lung vorliegt.

(2) Das Ergebnis der Evaluation wird der Exzellenzkommission vorgelegt. Sind die
Voraussetzungen einer gemeinsamen Förderung weiterhin erfüllt, so wird die ge-
meinsame Förderung fortgesetzt. Kommt die Evaluation zu einem negativen Ergeb-
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nis, so entscheiden Bund und Sitzland über die Modalitäten des Ausscheidens der
Exzellenzuniversität aus der gemeinsamen Förderung.

(3) Wird eine gemeinsame Förderung einer Exzellenzuniversität gemäß Absatz 2
eingestellt, erhält die Exzellenzuniversität eine degressive, auf höchstens drei Jahre
begrenzte Auslauffinanzierung von Bund und dem jeweiligen Sitzland.

(4) Scheidet eine Exzellenzuniversität aus der dauerhaften gemeinsamen Förderung
aus oder werden im Rahmen der Förderlinie Exzellenzuniversitäten Mittel anderwei-
tig verfügbar, so beschließt die Exzellenzkommission eine Ausschreibung durch den
Wissenschaftsrat für Neuanträge. Für die zweite Förderrunde mit Förderbeginn 2026
erfolgt eine Ausschreibung für vier Neuanträge durch den Wissenschaftsrat.

§ 7

Überbrückungsfinanzierung

Graduiertenschulen, Exzellenzcluster und Zukunftskonzepte, die im Rahmen der Ex-
zellenzinitiative auf Basis der Exzellenzvereinbarung II gefördert werden, erhalten
ab dem 1. November 2017 eine auf höchstens 24 Monate begrenzte Überbrückungs-
finanzierung, jährlich höchstens bis zur Höhe der für die letzten 12 Monate der För-
derung jeweils bewilligten Mittel. Die konkrete Ausgestaltung der Überbrückungs-
finanzierung wird von der DFG, hinsichtlich der Zukunftskonzepte im Einverneh-
men mit dem Wissenschaftsrat, festgelegt. Die Überbrückungsfinanzierung von
Graduiertenschulen und Exzellenzclustern endet mit dem Beginn ihrer etwaigen
neuen Förderung als Exzellenzcluster. Mit der Überbrückungsfinanzierung ist auch
die in § 6 Absatz 2 der Exzellenzvereinbarung II vorgesehene Auslauffinanzierung
abgegolten. Für die Überbrückungsfinanzierung werden insgesamt rd. 734 Mio. Euro
in den Jahren 2017 bis 2019 bereitgestellt.

§ 8

Übergeordnete Evaluation

(1) Das Expertengremium legt der Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz regelmä-
ßig, erstmals zum 30. Juni 2027, einen Bericht über die Erfahrungen mit den För-
derlinien vor.

(2) Über die Auswirkungen des Programms auf das Wissenschaftssystem und sich
daraus ggf. ergebenden Anpassungsbedarf beraten Bund und Länder in der Ge-
meinsamen Wissenschaftskonferenz.

§ 9

Laufzeit, Inkrafttreten

(1) Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Sie kann vom Bund
oder von mindestens drei Ländern mit einer Kündigungsfrist von zwei Jahren zum
Ende eines Kalenderjahres, jedoch erstmals 2027 gekündigt werden.

(2) Die Vereinbarung tritt nach Unterzeichnung durch alle Vertragschließenden in
Kraft.
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